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Verträgen über den Reehtshilfeverkehr mit anderen 
Staaten und für die Entwicklung zwischenstaatlicher 
und internationaler Beziehungen auf dem Gebiet des 
Rechts und der Rechtspflege im Rahmen seines Auf­
gabenbereiches.

(2) Das Ministerium der Justiz verwirklicht diese 
Aufgaben in enger Zusammenarbeit mit dem Ministe­
rium für Auswärtige Angelegenheiten sowie den ande­
ren zentralen Rechtspflegeorganen, insbesondere durch
— Beobachtung und Analyse der Rechtsentwicklung an­

derer Staaten und Auswertung für die Gestaltung 
der Rechtshilfebeziehungen

— Anleitung und Kontrolle der Bezirks- und Kreis­
gerichte sowie der Staatlichen Notariate zur Siche­
rung der ordnungsgemäßen Tätigkeit bei der Er­
füllung der Rechtshilfeverträge

— den Austausch von Erfahrungen über die Entwick­
lung des Rechts und der Rechtspflege mit anderen 
Staaten

— die Mitarbeit in zwischenstaatlichen oder internatio­
nalen Einrichtungen, in internationalen Vereini­
gungen und Organisationen auf dem Gebiet des 
Rechts und der Rechtspflege.

§14
Das Ministerium der Justiz führt zur Überprüfung 

und Analyse der gesamten Tätigkeit der Bezirks- und 
Kreisgerichte sowie der Staatlichen Notariate Revisio­
nen durch. Die Revisionen umfassen insbesondere die 
Arbeitsweise der nachgeordneten Organe, vor allem die 
Tätigkeit der leitenden Kader, die Durchsetzung der 
Grundsätze der sozialistischen Kaderpolitik, die Ein­
beziehung der, Bürger in die Rechtspflege und das Zu­
sammenwirken mit den örtlichen Staatsorganen.

§15
Das Ministerium der Justiz verwirklicht die ihm 

übertragenen Aufgaben gegenüber den Militärober- und 
Militärgerichten entsprechend dem Erlaß des Staats­
rates der Deutschen Demokratischen Republik vom
4. April 1963 über die Stellung und die Aufgaben der 
Gerichte für Militärstrafsachen — Militärgerichtsord­
nung - (GBl. I S. 71).

II.
Leitung und Arbeitsweise

§16
(1) Der Minister der Justiz leitet das Ministerium 

der Justiz nach dem Prinzip der Einzelleitung. Er ist 
für die gesamte Tätigkeit des Ministeriums gegenüber 
der Volkskammer, dem Staatsrat und dem Ministerrat 
verantwortlich und rechenschaftspflichtig.

(2) Der Minister der Justiz ist für die wissenschaft­
liche Leitung des ihm übertragenen Aufgabenbereiches 
verantwortlich. Er hat die in diesem Aufgabenbereich 
liegenden Grundfragen zu entscheiden. Er ist ver­
pflichtet, die Beschlüsse der Sozialistischen Einheits­
partei Deutschlands, die Gesetze und Beschlüsse der 
Volkskammer, die Erlasse und Beschlüsse des Staatsra­
tes und die Verordnungen und Beschlüsse des Minister­
rates in seinem Aufgabenbereich auszuwerten, die er­
forderlichen Maßnahmen zur Durchführung festzu­
legen, die Kontrolle der Realisierung der Beschlüsse 
zu gewährleisten und auftretende neue Probleme einer 
Lösung zuzuführen. Er sichert die Arbeitsplanung des 
Ministeriums der Justiz auf der Grundlage von Per­
spektivplänen.

(3) Der Minister der Justiz hat^die sich aus der 
Tätigkeit des Ministeriums der Justiz ergebenden 
Grundprobleme, die vom Ministerrat zu entscheiden 
sind, wissenschaftlich begründet mit den entsprechen­
den Lösungsvorschlägen rechtzeitig dem Ministerrat 
vorzulegen.

§17
(1) Der Minister der Justiz hat die Zusammenarbeit 

des Ministeriums mit den anderen Organen des Mini­
sterrates, wissenschaftlichen Institutionen und gesell­
schaftlichen Organisationen zu sichern.

(2) Der Minister der Justiz hat die sozialistische Ge­
meinschaftsarbeit aller zentralen Rechtspflegeorgane zu 
fördern. Er vereinbart die sich aus den Erfordernis­
sen der gesellschaftlichen Entwicklung ergebenden ge­
meinsamen Hauptaufgaben der Rechtspflegeorgane mit 
den Leitern der anderen zentralen Rechtspflegeorgane, 
insbesondere mit dem Präsidenten des Obersten Ge­
richts und dem Generalstaatsanwalt. Die Gemein­
schaftsarbeit dient vor allem der Entwicklung der 
prognostischen Arbeit auf dem Gebiet der 
Rechtspflege, der ständigen Vervollkommnung des 
sozialistischen Rechts und der Rechtspflege, der Analyse 
der gesellschaftlichen Wirksamkeit von Gesetzen, der 
Verwertung der Erfahrungen der Praxis für die Aus- 
und Weiterbildung der Justizkader sowie der Weiter­
entwicklung der wissenschaftlichen Arbeitsweise der 
Gerichte.

§ 18
Dem Minister der Justiz obliegt die Auswahl, der Ein­

satz und die Qualifizierung der leitenden Kader des 
Ministeriums. Er ist für ihre politische Erziehung und 
für die Kontrolle der Erfüllung der ihnen übertragenen 
Aufgaben verantwortlich. Er sichert die planmäßige Bil­
dung und Einsatzvorbereitung einer Kaderreserve für 
leitende Funktionen.

§19
(1) Der Minister der Justiz ernennt aus dem Kreis 

der gewählten Richter die Stellvertreter der Direktoren 
der Bezirks- und Kreisgerichte, die Oberrichter bei den 
Bezirksgerichten sowie mit Zustimmung des Ministers 
für Nationale Verteidigung die Militäroberrichter der 
Militärobergerichte. Dem Minister der Justiz obliegt die 
Berufung und Abberufung der Inspekteure der Be­
zirksgerichte. Dem Minister der Justiz obliegt die Be­
rufung und Abberufung der Staatlichen Notare. Die 
Leiter der Staatlichen Notariate werden vom Minister 
ernannt.

(2) Der Minister der Justiz ist im Rahmen der Auf­
gaben des Ministeriums gegenüber den Direktoren der 
Bezirks- und Kreisgerichte und den Leitern der Staat­
lichen Notariate weisungsberechtigt. Er nimmt von ih­
nen Rechenschaftslegungen über die Lösung der staat­
lichen Aufgaben entgegen.

§20
(1) Der Minister der Justiz erläßt auf der Grundlage 

und in Durchführung der Gesetze und Beschlüsse der 
Volkskammer, der Erlasse und Beschlüsse des Staats­
rates und der Verordnungen und Beschlüsse des Mini­
sterrates im Rahmen seiner Zuständigkeit Durchfüh­
rungsbestimmungen, Anordnungen und Verfügungen 
und kontrolliert deren Verwirklichung.

(2) Der Minister der Justiz kann den Erlaß von Richt­
linien und Beschlüssen des Obersten Gerichts auf der 
Grundlage des Erlasses des Staatsrates der Deutschen 
Demokratischen Republik vom 4. April 1963 über die 
grundsätzlichen Aufgaben und die Arbeitsweise der Or­
gane der Rechtspflege beantragen.

§21
(1) Ständiger Vertreter des Ministers der Justiz ist 

der Erste Stellvertreter des Ministers. Er hat im Falle 
der Verhinderung des Ministers die Befugnisse und 
Pflichten nach §§ 16 bis 20.

(2) Die Stellvertreter des Ministers vertreten den 
Minister in ihrem Aufgabenbereich in allen Angelegen­
heiten, soweit sich der Minister die eigene Entscheidung 
nicht Vorbehalten hat.


